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Satzung über die Benutzung der Museen 
der Stadt Ingolstadt (Museumssatzung)

vom 15. Dezember 2014

Aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08,1998 (GVBI S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Juli 2014 (GVBI. S. 286), erlässt die Stadt Ingolstadt folgende

Satzung:

§ 1 Geltungsbereich

(1) 	Die Museen der Stadt Ingolstadt sind öffentliche Einrichtungen der 
Stadt Ingolstadt. Es sind dies 

	 das Stadtmuseum mit der Abteilung Spielzeugmuseum und den Au-
ßensteIlen Bauerngerätemuseum Hundszell und Fleißer Dokumentati-
onsstätte 

	 das Deutsche Medizinhistorische Museum Ingolstadt
	 das Museum für Konkrete Kunst Ingolstadt
	 das Lechner Museum und
	 die Asamkirche Maria de Victoria.
(2) 	Vorübergehend genutzte Ausstellungsräumlichkeiten (z.B. Galerie im 

Theater, Reithalle und Exerzierhaus im Klenzepark, Harderbastei) sind 
während der Ausstellungsdauer Bestandtteile des jeweiligen in Abs. 1 
genannten Museums.

§ 2 Schauräume

Die Sammlungsgegenstände in den Schauräumen können nach Maßgabe 
dieser Satzung von jedermann besichtigt werden. Die Besichtigungszei-
ten werden von der Museumsleitung festgelegt und öffentlich bekannt-
gegeben. Für die Benutzung der Museen ist ein Entgelt nach der Satzung 
über die Gebühren für die Benutzung der Museen der Stadt Ingolstadt zu 
erheben.

§ 3 Verhalten in den Museumsräumen

Die Benutzer haben sich so zu verhalten, dass Sammlungs- und Einrich-
tungsgegenstände nicht beschädigt oder zerstört werden und kein ande-
rer behindert oder belästigt wird. Schirme, Stöcke und größere Behältnisse 
aller Art (z. B. Taschen, Rucksäcke, Koffer) dürfen nicht in die Ausstellungs-
räume mitgenommen werden. Das Nähere kann in einer Hausordnung ge-
regelt werden.

§ 4 Haftung

(1) 	Die Benutzer haften für die Beschädigung oder den Verlust von Samm-
lungs- und Einrichtungsgegenständen nach Maßgabe der allgemeinen 
Vorschriften. Mitbenutzer haften als Gesamtschuldner.

(2) 	Die Stadt Ingolstadt und ihre Bediensteten haften für Schadensfälle, 
die sich bei der Benutzung der Museen ergeben nur, wenn Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden können.

§ 5 Über die Besichtigung hinausgehende Benutzungen

(1) 	Für die nachstehenden Benutzungen des Museums ist eine besondere 
Erlaubnis erforderlich:

	 1. �Besichtigung der Sammlungen oder von Ausstellungsgegenständen 
außerhalb der festgelegten Öffnungszeiten

	 2. �Anfertigung von Fotografien und anderen medialen Aufnahmen 
der Sammlungsgegenstände für gewerbliche und nichtgewerbliche 
Zwecke

	 3. Anfertigung von Fotokopien von Sammlungsgegenständen
	 4. �Besichtigung von Sammlungsgegenständen, die in einem Depot ge-

lagert sind
	 5. �Überlassung von Sammlungsgegenständen zum Gebrauch inner-

halb oder außerhalb der Museumsräume
(2) 	Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis ist schriftlich zu stellen. Es sind 

alle zur Beurteilung des Anliegens nötigen Angaben zu machen und 
geforderte Nachweise vorzulegen. Die Erlaubnis kann unter Bedingun-
gen und Auflagen erteilt werden.

§ 6 Gebrauch von Sammlungsgegenständen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5)

(1) 	Sammlungsgegenstände, die zum Gebrauch überlassen werden sol-
len, werden erst übergeben, wenn sie vom Benutzer entsprechend 
den von der Museumsleitung geforderten Versicherungsbedingungen 
„von Nagel zu Nagel“ zugunsten der Stadt Ingolstadt versichert wor-
den sind. In begründeten Fällen kann bei Objekten von geringerem 
Wert durch die Museumsleitung von der Versicherungspflicht entbun-
den werden.

(2) 	Die Kosten für Bereitstellung, Verpackung, Transport und Versicherung 
sowie die Gefahr der Versendung hin und zurück trägt der Benutzer.

(3) 	Die Museumsleitung kann bei dem Gebrauch von Sammlungsgegen-
ständen für Ausstellungen außerhalb des Museumsgebäudes auf Kos-
ten des Benutzers den Transport durch eigenes Personal begleiten und 
die Sammlungsgegenstände aufstellen lassen.

(4) Die Benutzer haben in Ausstellung und in Begleitpublikationen die 
Sammlung anzugeben, zu deren Bestand der Gegenstand gehört.

§ 7 Gemeinnützigkeit

(1) 	Die Museen der Stadt Ingolstadt sind öffentliche Einrichtungen, die der 
Förderung und Pflege von Kunst und Kultur dienen. 

(2) 	Die Museen der Stadt Ingolstadt verfolgen ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegüns-
tigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(3) 	Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Museen der 
Stadt Ingolstadt fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Ver-
gütung begünstigt werden.

(4) 	Bei Auflösung der Museen der Stadt Ingolstadt oder bei Wegfall steu-
erbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen an die Stadt Ingolstadt, die 
es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu ver-
wenden hat.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Museen der Stadt 
Ingolstadt vom 22. Juli 1982 (AM Nr. 5 vom 03.02.1983, zuletzt geändert 
durch Satzung vom 01. Mai 2008, AM Nr. 21 vom 21.05.2008) außer Kraft.
Ingolstadt, 15. Dezember 2014
Dr. Christian Lösel
Oberbürgermeister

Satzung über die Gebühren für die Benutzung  
der Museen der Stadt lngolstadt  

(Museumsgebührensatzung)
vom 15. Dezember 2014

Aufgrund von Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBI S. 264, BayRS 2024-1-1), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. März 2014 (GVBI. S. 70) erlässt die 
Stadt Ingolstadt folgende

Satzung:

§ 1 Gebühren

Für die Benutzung der Museen der Stadt Ingolstadt sind Gebühren zu ent-
richten.

§ 2 Gebührenverzeichnis

(1) 	Für die Besichtigung der Sammlungen sowie die Überlassung und den 
Gebrauch von Sammlungsgegenständen der städtischen Museen wer-
den Gebühren nach dem Gebührenverzeichnis in der Anlage erhoben. 
Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Für anfallenden Bearbeitungsaufwand sowie anfallende Kosten wird 
Kostenersatz nach der Kostensatzung der Stadt Ingolstadt erhoben.

§ 3 Sonderausstellungen

Die Gebühr für die Besichtigung von Sonderausstellungen ergibt sich aus 
einem Gebührenrahmen von 0,00 € bis 15,00 €. Die konkrete Gebühr wird 
nach dem Aufwand für Erstellung und Präsentation der Sonderausstellung 
ermittelt.

§ 4 Sonderveranstaltungen

(1) 	Die Gebühr für die Teilnahme an Sonderveranstaltungen (z. B. Vor-
träge, Filmvorführungen, Konzerte), ergibt sich aus einem Gebühren-
rahmen von 1,00 € bis 75,00 €. Die konkrete Gebühr wird nach Art und 
Dauer der Veranstaltung und dem für die Veranstaltung anfallenden 
Aufwand (z.8. Künstlergagen, Materialaufwand, Personalkosten) er-
mittelt.

(2) 	Die Gebührenhöhe und gewährte Ermäßigungen werden vor Ort sowie 
in den Medien bekannt gegeben.

(3) 	Für bestimmte Sonderveranstaltungen kann Gebührenfreiheit festge-
setzt werden.

§ 5 Gebührenfreiheit

(1) 	 Benutzungsgebühren werden nicht erhoben für die Besichtigung der 
städtischen Museen durch

	 a) �Personen die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben,

	 b) �Kindergartengruppen und Schulklassen einschließlich der die 
Gruppe leitenden Erziehungs- oder Lehrkraft,

	 c) �Personen mit Schwerbehindertenausweis und einem Grad der Be-
hinderung von 100 oder den Merkzeichen G, aG, GI, H, BI, Tbl sowie 
deren Begleitperson, sofern das Erfordernis im Schwerbehinderten-
ausweis vermerkt ist,

	 d) �Teilnehmer einer Veranstaltung der Museumspädagogik der Stadt 
Ingolstadt,

	 e) Medienvertreter, Schenker und Leihgeber,
	 f) die Mitglieder des Internationalen Museumsrates (ICOM),
	 g) die Mitglieder des Deutschen Museumsbunds (DMB),
	 h) von der Stadt Ingolstadt eingeladene Personen 
und die Besichtigung des/der
	 i) �Stadtmuseums im Cavalier Hepp für die Mitglieder des Freundeskrei-

ses des Stadtmuseums und des Historischen Vereins Ingolstadt,
	 j) �Bauerngerätemuseums Hundszell für die Mitglieder des Freundes-

kreises der Bauerngerätesammlung des Stadtmuseums,
	 k) �Deutschen Medizinhistorischen Museums für die Mitglieder der Ge-

sellschaft der Freunde und Förderer des Deutschen Medizinhistori-
schen Museums Ingolstadt,

	 I) �Museums für Konkrete Kunst für die Mitglieder des Freundeskreises 
Konkrete Kunst und die Beiratsmitglieder der Stiftung für Konkrete 
Kunst und Design,

	 m) �Städtische Galerie im Theater für die Mitglieder des Kunstvereins 
Ingolstadt,

	 n) �Fleißer Dokumentationsstätte für die Mitglieder der Marieluise 
Fleißer Gesellschaft.

(2) 	Bei Veranstaltungen oder Benutzungen, die im besonderen Interesse 
des Museums liegen, kann allgemein oder im Einzelfall von der Erhe-
bung von Gebühren abgesehen werden, insbesondere bei:

	 - Tagen der offenen Tür,
	 - Kongressen oder Tagungen für deren Teilnehmer,
	 - Eröffnungen von Ausstellungen,
	 - �der Abbildung von Museumsgegenständen in wissenschaftlichen 

Veröffentlichungen nach Genehmigung durch die jeweilige Muse-
umsleitung,

	 - �Medienberichten über das Museum, die der Förderung des Besuchs 
oder dem Bekanntheitsgrad dienen können,

	 - �der Benutzung der Sammlung zur wissenschaftlichen Forschung nach 
Genehmigung durch die jeweilige Museumsleitung,

	 - Sonderausstellungen mit Genehmigung der Referatsleitung.

§ 6 Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist jede Person, die ein Museum, eine Sonderausstel-
lung oder eine Sonderveranstaltung besucht oder an einer Führung teil-
nimmt sowie derjenige, dem ein Sammlungsstück überlassen wird.

§ 7 Entstehen, Fälligkeit und Erstattung

Die Gebührenschuld entsteht mit dem Erwerb einer Eintrittskarte für die 
Ausstellungsräume oder die Sonderveranstaltung und ist sofort fällig. Die 
im Voraus bezahlten Gebühren für Sonderausstellungen oder Sonderveran-
staltungen werden nur bei Absage der Veranstaltung erstattet. Für geneh-
migungsbedürftige Nutzungen des Museums entstehen die Gebühren mit 
Erteilung der Genehmigung und werden mit deren Bekanntgabe fällig.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.
Die Satzung über die Gebühren für die Benutzung der Museen der Stadt 
Ingolstadt vom 01. Mai 2008 (AM Nr. 21 vom 21.05.2008) tritt gleichzeitig 
außer Kraft.

Ingolstadt, 15. Dezember 2014
Dr. Christian Lösel
Oberbürgermeister

Anlage zur Satzung über die Gebühren für die 
Benutzung der Museen der Stadt Ingolstadt 

(Museumsgebührensatzung)
Vom 15. Dezember 2014

Gebührenverzeichnis

A. Besichtigung der Sammlungen und Sonderausstellungen
1. 	 Stadtmuseum und Spielzeugmuseum
	 a) Personen über 18 Jahre:� 5,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, Arbeitslose,  
Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte, Bundesfreiwilligen-
dienstleistende, Rentner und Sozialhilfeempfänger  
über 18 Jahre gegen Ausweis:� 3,00 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 3,00 €

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die  
Museen besichtigen – Gruppenpauschale � 5,00 – 10,00 €

2. 	 Deutsches Medizinhistorisches Museum
	 a) Personen über 18 Jahre:� 5,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90,  
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre  
gegen Ausweis:� 3,00 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 3,00 €

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die Museen  
besichtigen – Gruppenpauschale � 5,00 – 10,00 €

3. 	 Museum für Konkrete Kunst
	 a) Personen über 18 Jahre:� 3,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, 
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre  
gegen Ausweis:� 1,50 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 1,50 €

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die Museen  
besichtigen – Gruppenpauschale � 5,00 -10,00 €

4. 	 Lechner Museum
	 a) Personen über 18 Jahre:� 3,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, 
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre  
gegen Ausweis:� 1,50 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 1,50 €

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die Museen  
besichtigen – Gruppenpauschale�  5,00 – 10,00 €

5. 	 Asamkirche Maria de Victoria
	 a) Personen über 18 Jahre:� 3,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, 
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre  
gegen Ausweis:� 1,50 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 1,50 €

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die Museen  
besichtigen – Gruppenpauschale � 5,00 – 10,00 €

6. 	 Fleißer Dokumentationsstätte
	 Der Eintritt ist frei.
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7. 	 Bauerngerätemuseum
	 a) Personen über 18 Jahre:� 3,00 €
	 b) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, 
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre  
gegen Ausweis:� 1,50 €

	 c) �Personen über 18 Jahre in geschlossenen Gruppen  
(ab 10 Personen):� 1,50€

	 d) �Gruppen, die im Rahmen einer gebuchten Stadtführung  
bei Ingolstadt Tourismus und Kongress GmbH die Museen  
besichtigen – Gruppenpauschale � 5,00 – 10,00 €

8. 	 Verbundkarte
	 a) �Der Erwerb einer Eintrittskarte für das Museum für Konkrete Kunst  

berechtigt am gleichen Tag zur Benutzung des Lechner Museums.  
Gleiches gilt für den umgekehrten Fall.

	 b) �Einmalige Benutzung aller städtischen Museen innerhalb eines  
Jahres ab Erwerb 
ba) Personen über 18 Jahre � 10,00 € 
bb) �Schüler, Studenten, Auszubildende, Schwerbehinderte  

mit einem Grad von 50 bis 90, 
Arbeitslose, Inhaber der Bayerischen Ehrenamtskarte,  
Bundesfreiwilligendienstleistende, 
Rentner und Sozialhilfeempfänger über 18 Jahre 
gegen Ausweis: � 6,00 €

B. Führungen:
Die Gebühr für eine Führung durch die Ausstellungsräume oder eine Son-
derausstellung ergibt sich aus einem Gebührenrahmen von 1,00 € bis 
50,00 € je geführter Person. Die konkrete Gebühr wird nach der Zeitdauer, 
der Zahl der Teilnehmer und den Personalkosten ermitteit.
C. Überlassung oder Benutzung von Sammlungsgegenständen
Die Gebühr ist im Einzelfall festzulegen; sie kann im Einzelfall auch erlas-
sen werden. Deren Höhe richtet sich nach der Zeitdauer der Überlassung 
oder Benutzung, dem Wert des Ausstellungsgegenstandes oder dem Inte-
resse des Benutzers an der Überlassung des Sammlungsstücks.

Satzung zur Aufhebung der Satzung für 
die Museen der Stadt Ingolstadt

vom 15. Dezember 2014

Aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBI S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 22.07.2014 (GVBI S. 286), erlässt die Stadt Ingolstadt folgende

Satzung

§1

Die Satzung für die Museen der Stadt Ingolstadt vom 12. Dezember 2002 
(AM Nr. 52 vom 25.12.2002) wird aufgehoben.

§2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.
Ingolstadt, 15. Dezember 2014
Dr. Christian Lösel
Oberbürgermeister

Satzung 
der Stiftung für Konkrete Kunst 

und Design Ingolstadt
Präambel

Die Stiftung für Konkrete Kunst und Design Ingolstadt dient der Förderung, 
Pflege und Weiterentwicklung von Konkreter Kunst und Design in Ingol-
stadt, insbesondere durch die Aufnahme und Pflege von Nachlässen von 
Künstlern aus dem Bereich Konkrete Kunst und Design. Die Stiftung ver-
steht sich als Ergänzung zum bestehenden Museum für Konkrete Kunst 
und soll das dauerhafte Engagement der Stadt Ingolstadt für Konkrete 
Kunst und Design unterstreichen. Sie soll zudem einen wichtigen Beitrag 
zur Fortentwicklung des Standorts Ingolstadt als Industrie- und Kunststadt 
leisten. 

§ 1 
Name, Rechtsstellung, Sitz

Die Stiftung führt den Namen „Stiftung für Konkrete Kunst und Design In-
golstadt“. Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit 
Sitz in Ingolstadt. 

§ 2 
Stiftungszweck

(1) 	Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kunst und Design.
(2) 	�Der Stiftungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen 

verwirklicht:
	 1. �Aufnahme und Pflege (u.a. durch Inventarisierung, depotmäßige La-

gerung, Erhaltung und Restaurierung) von Kunstwerken aus Nach-
lässen und Zustiftungen, insbesondere von Künstlern aus den Be-
reichen Konkrete Kunst und Design, soweit die Stiftungsmittel dies 
zulassen.

	 2. �Förderung von Ausstellungen, Projekten und Präsentationen, insbe-
sondere im Bereich von Konkreter Kunst und Design.

	 3. �Erwerb und Gewinnung von Kunst- und Designgegenständen, so-
weit die Mittel der Stiftung dies zulassen.

	 4. �Zusammenarbeit mit dem Museum für Konkrete Kunst, z.B. bei der 
Durchführung von Ausstellungen und der Erstellung von Katalogen 
für die Stiftungskünstler und Nachlässe, die die Stiftung erhalten 
hat.

(3) 	�Die Stiftung verfolgt damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige Zwecke im Sinn des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung.

(4) 	Die Stiftung kann auch anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen oder einer geeigneten öffentlichen 
Behörde finanzielle oder sachliche Mittel zur Verfügung stellen, wenn 
diese Stellen mit den Mitteln Maßnahmen nach Absatz 2 fördern.

§ 3 
Einschränkungen

(1) 	Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. Sie darf keine juristische oder natürliche Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder 
Vergütungen begünstigen.

(2) 	Ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung steht den durch die 
Stiftung Begünstigten aufgrund dieser Satzung nicht zu.

§ 4 
Grundstockvermögen

(1) 	Das Grundstockvermögen besteht laut Prüfungsbericht für das Ge-
schäftsjahr 2013 zum Stichtag 31.12.2013 aus einem Barbetrag in Höhe 

von 211.564,86 € sowie aus dem in der Anlage 1 zum Prüfungsbe-
richt aufgeführten Grundbesitz in Augsburg, Wert 256.044,00, und den 
ebenfalls dort aufgeführten Kunstwerken im Wert von 4.196.318,00 €, 
insgesamt 4.663.926,86 €. Das Grundstockvermögen ist hinsichtlich 
des Barvermögens und des Grundstücks in seinem Wert und hinsicht-
lich der zum Stichtag vorhandenen Kunstwerke in seinem Bestand un-
geschmälert zu erhalten. 

(2) 	Zustiftungen (Zuwendungen zum Grundstockvermögen) und sonstige 
Zuwendungen sind zulässig. 

(3) 	Im Einzelnen gilt Folgendes:
	 a) �Zustiftungen in bar oder in Geldanlagen (z. B. Wertpapiere, Aktien, 

etc.) sind als Grundstockvermögen in ihrem Wert ungeschmälert zu 
erhalten. 

	 b) �Sonstige Zuwendungen in bar oder in Geldanlagen ohne Zweckbe-
stimmung (z. B. aufgrund einer Verfügung von Todes wegen) kön-
nen bis zu einem Betrag von 150.000 € je Zuwendung nach Be-
schluss des Stiftungsrates (§ 11 Abs.1 Satz 2 Nr. 7) für die laufende 
Stiftungsarbeit im Sinne des Stiftungszwecks verwandt werden. Der 
150.000 € je Zuwendung übersteigende Betrag ist dem ungeschmä-
lert zu erhaltenden Grundstockvermögen zuzuführen. Gleiches gilt 
für den Betrag bis 150.000 € je Zuwendung, soweit er kraft Be-
schlusses des Stiftungsrates nach Satz 1 nicht für die laufende Stif-
tungsarbeit bestimmt wurde.

	 c) �Auch die nach dem 31.12.2013 zugestifteten Kunstwerke und die 
Kunstwerke, die zukünftig der Stiftung zugestiftet werden, sind in 
ihrem Bestand ungeschmälert zu erhalten.

		�  Umschichtungen von zugestifteten Kunstwerken sind nur dann zu-
lässig, wenn der Zustifter dies schriftlich erlaubt.

	 d) �Sonstige Zuwendungen von Kunstwerken ohne Zweckbestimmung 
(z. B. aufgrund einer Verfügung von Todes wegen) können auf Be-
schluss des Stiftungsrates ganz oder teilweise dem sonstigen Ver-
mögen und/oder dem Grundstockvermögen zugeführt werden. 
Kunstgegenstände im sonstigen Vermögen können durch Veräuße-
rung umgeschichtet werden, es sei denn, der Zuwender hat schrift-
lich eine Veräußerung untersagt. 

	 e) �Durch Zustiftung übertragene Immobilien sind Bestandteil des 
Grundstockvermögens. Sie müssen in ihrem Wert, nicht jedoch in 
ihrem Bestand erhalten bleiben. Sie dürfen veräußert werden, au-
ßer wenn der Zustifter dies schriftlich untersagt hat. Der Veräuße-
rungserlös ist in vollem Umfang in das Grundstockvermögen zu 
übertragen und ungeschmälert zu erhalten. 

	 f) �Durch sonstige Zuwendung übertragene Immobilien sind Bestand-
teil des sonstigen Vermögens und müssen nicht in ihrem Bestand 
oder Wert erhalten bleiben. Sie dürfen veräußert werden, außer der 
Zuwender hat dies schriftlich untersagt. Der Veräußerungserlös ist 
grundsätzlich dem sonstigen Vermögen zuzuführen. Auf Beschluss 
des Stiftungsrates kann der Verkaufserlös ganz oder teilweise dem 
Grundstockvermögen zugeführt werden. 

	 g) �Sonstige zugestiftete - von den Absätzen a) bis f) nicht erfasste – 
Vermögensgegenstände dürfen umgeschichtet und veräußert wer-
den. Sie müssen nicht in ihrem Bestand, aber im Wert erhalten 
werden. Der Veräußerungserlös ist in das Grundstockvermögen zu 
übertragen und ungeschmälert zu erhalten. 

	 h) �Durch sonstige Zuwendung übertragene – von den Absätzen a) bis f) 
nicht erfasste – Vermögensgegenstände sind Bestandteil des sons-
tigen Vermögens und müssen nicht in ihrem Bestand oder Wert er-
halten bleiben. Der Veräußerungserlös ist grundsätzlich dem sons-
tigen Vermögen zuzuführen. Auf Beschluss des Stiftungsrates kann 
der Verkaufserlös ganz oder teilweise dem Grundstockvermögen 
zugeführt werden.

(4) 	Gewinne aus der Umschichtung von Bestandteilen des Grundstockver-
mögens nach dem Abs. 3 litt. a) bis h) können einer Umschichtungs-
rücklage zugeführt werden, die nach Ausgleich von Umschichtungs-
verlusten dem Grundstockvermögen zugeführt werden kann. 

(5) 	Die Stadt Ingolstadt verpflichtet sich, der Stiftung im Museum für Kon-
krete Kunst und in dessen Depots solange angemessene Räumlichkei-
ten unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und für die Ausstellung ge-
eigneter Exponate dort Sorge zu tragen (insbesondere auch durch die 
Übernahme der Kosten für Versicherung und Personal), bis diese Auf-
wendungen durch die Stiftung aus den laufenden Erträgen ihres Stif-
tungsvermögens selbst bestritten werden können.

§ 5 
Stiftungsmittel

(1) 	Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben
	 1. aus den Erträgen des Stiftungsvermögens,
	 2. �aus Zuwendungen, soweit sie vom Zuwendenden nicht zur Aufsto-

ckung des Grundstockvermögens bestimmt sind; 
	 3. aus sonstigen Einnahmen.
(2) 	�Sämtliche Mittel dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwen-

det werden.
(3) 	Es dürfen Rücklagen gebildet werden, wenn und solange dies er-

forderlich ist, um die steuerbegünstigten satzungsgemäßen Zwecke 
nachhaltig erfüllen zu können, und soweit für die Verwendung der 
Rücklagen konkrete Ziel- und Zeitvorstellungen bestehen. Der Über-
schuss der Einnahmen aus der Vermögensverwaltung kann im Rah-
men der steuerrechtlichen Bestimmungen dem Grundstockvermögen 
zur Werterhaltung zugeführt werden.

(4) 	Die Stiftung kann die Trägerschaft von nicht rechtsfähigen und die Ver-
waltung von rechtsfähigen Stiftungen mit gleichem oder ähnlichem 
Zweck übernehmen. Die Kosten der Verwaltung haben die verwalte-
ten Stiftungen selbst zu tragen. Die Einzelheiten sind in einer Treu-
handvereinbarung bzw. bei rechtsfähigen Stiftungen in einer geson-
derten Vereinbarung mit der Stiftung für Konkrete Kunst und Design 
Ingolstadt zu regeln.

§ 6 
Stiftungsorgane

(1) 	Organe der Stiftung sind
	 1. der Stiftungsvorstand,
	 2. der Stiftungsrat.
(2) 	Die Tätigkeit in den Stiftungsorganen ist ehrenamtlich. Anfallende 

Auslagen werden ersetzt. Für den Sach- und Zeitaufwand der Mitglie-
der des Stiftungsvorstandes kann der Stiftungsrat eine in ihrer Höhe 
angemessene Pauschale beschließen.

(3) 	Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind zur gewissenhaften und spar-
samen Verwaltung der Stiftung verpflichtet.

§ 7 
Stiftungsvorstand

(1) 	Der Stiftungsvorstand besteht aus mindestens zwei und höchstens 
drei Mitgliedern, nämlich aus dem Vorsitzenden, dem stellvertreten-
den Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied. Der Vorsitzende ist der 
jeweilige Leiter, sein Stellvertreter ist der jeweilige stellvertretende 
Leiter des städtischen Museums für Konkrete Kunst Ingolstadt. Das 
dritte Vorstandsmitglied wird vom Stiftungsrat für die Dauer von sechs 
Jahren bestellt. Sollte die Position des Leiters des städtischen Muse-
ums für Konkrete Kunst Ingolstadt nicht besetzt sein, so übernimmt 
der stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsvorstandes bis zur Wie-
derbesetzung der Stelle des Leiters des städtischen Museums für Kon-

krete Kunst Ingolstadt vorübergehend die Aufgaben des Vorsitzenden, 
das dritte Vorstandsmitglied den stellvertretenden Vorsitz.

(2) 	Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes mit Amtszeit-
begrenzung wird das neue Mitglied nur für den Rest der Amtszeit als 
Mitglied des Stiftungsvorstands bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. 
Ein ausscheidendes Mitglied bleibt auf Ersuchen des Stiftungsrates bis 
zur Bestellung des jeweiligen nachfolgenden Mitglieds im Amt. 

§ 8 
Vertretung der Stiftung, Aufgaben des Stiftungsvorstandes

(1) 	Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergericht-
lich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Seine Mitglieder 
sind einzelvertretungs-berechtigt. Im Innenverhältnis vertritt der Vor-
sitzende die Stiftung allein.

(2) 	Der Stiftungsvorstand ist befugt, an Stelle des Stiftungsrates dringliche 
Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. 
Hiervon hat er dem Stiftungsrat spätestens in der nächsten Sitzung 
Kenntnis zu geben.

(3)	 Der Stiftungsvorstand führt entsprechend den Richtlinien und Be-
schlüssen des Stiftungsrates die Geschäfte der laufenden Verwaltung. 
Aufgaben des Stiftungsvorstandes sind insbesondere

	 1. die Aufstellung des Haushaltsvoranschlags der Stiftung,
	 2. �die Vorlage von Vorschlägen zur Verwendung der Erträge des Stif-

tungsvermögens und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwen-
dungen,

	 3. die ordnungsgemäße Buchführung und Sammlung der Belege,
	 4. �die Fertigung des Berichts über die Erfüllung des Stiftungszwecks 

sowie der Aufstellungen über Einnahmen und Ausgaben der Stif-
tung und über ihr Vermögen (§ 9 Abs. 1 Satz 2),

	 5. �die Verwaltung und Verwendung anderer als der in Nr. 2 genannten 
Einnahmen der Stiftung für Ausgaben des laufenden Stiftungsbetrie-
bes, insbesondere für die Pflege und Gestaltung des Kunstbestan-
des und der Museumsräume, Kunsterwerbungen, Ausstellungen, 
Veröffentlichungen, Versicherungen und Transport von Werken.

(4) Für den Geschäftsgang des Stiftungsvorstandes gelten die Bestimmun-
gen des § 12 dieser Satzung entsprechend.

§ 9 
Geschäftsführung, Geschäftsjahr

(1) 	Der Stiftungsvorstand hat die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung 
aufzuzeichnen und die Belege zu sammeln. Zum Ende eines jeden Ge-
schäftsjahres sind ein Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks 
sowie Aufstellungen über die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung 
und über ihr Vermögen zu fertigen und innerhalb von sechs Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres der Stiftungsaufsichtsbehörde vorzu-
legen.

(2) 	Auf Verlangen des Stiftungsrats oder der Stiftungsaufsichtsbehörde 
hat der Stiftungsvorstand die Stiftung durch einen Wirtschaftsprüfer, 
einen vereidigten Buchprüfer  oder eine andere zur Erteilung eines 
gleichwertigen Bestätigungsvermerks befugte Stelle prüfen zu lassen. 
Die Prüfung muss sich auch auf die Erhaltung des Grundstockvermö-
gens und die bestimmungsgemäße Verwendung seiner Erträge und 
zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen erstrecken.

(3) 	Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 10 
Stiftungsrat

(1) 	Der Stiftungsrat besteht aus mindestens vier, höchstens neun Mitglie-
dern. Er setzt sich zusammen aus 

	 a) dem jeweiligen Oberbürgermeister der Stadt Ingolstadt;
	 b) dem jeweiligen Kulturreferenten der Stadt Ingolstadt;
	 c) zwei vom Stadtrat der Stadt Ingolstadt für die laufende Wahlperiode 

bestimmten Mitgliedern aus den Reihen des Stadtrates der Stadt In-
golstadt; 

	 d) der Gründungsstifterin Ingeborg Wilding auf unbestimmte Zeit;
	 e) �bis zu vier weiteren Mitgliedern, die insbesondere aus den Reihen 

der Kooperationspartner und Zustifter berufen werden sollen; die 
weiteren Mitglieder werden für eine Amtszeit von höchstens  drei 
Jahren berufen; Mitglieder aus den Reihen der Kooperationspartner 
sollen längstens für die Dauer der Kooperation, mindestens aber für 
ein Jahr bestellt werden.

	 Kooperationspartner und Zustifter können dem Stiftungsrat konkrete 
Vorschläge für die Aufnahme von Mitgliedern nach Satz 2 lit. e) unter-
breiten. Der Stiftungsrat beschließt mit einer Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen über die Aufnahme von Mitgliedern nach Satz 
2 lit. e).

(2) 	In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 litt. c) und e) ist eine Wiederbestim-
mung oder Wiederberufung - auch mehrfach - möglich. Für den Fall 
der Beendigung der Amtszeit (Abs. 1 Satz 2 lit. b) oder der Wahlperi-
ode (Abs. 1 Satz 2 lit. c) bleiben die Mitglieder solange im Amt, bis der 
jeweilige Nachfolger bestimmt wurde.

(3) 	Mitglieder des Stiftungsrates nach Abs. 1 Satz 2 lit. d) und e) können 
von dem Stiftungsrat mit einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen aus wichtigem Grund vorzeitig abberufen werden oder auf 
eigenen Wunsch aus wichtigem Grund vorzeitig ausscheiden. Vor der 
Entscheidung über eine vorzeitige Abberufung ist das betroffene Mit-
glied anzuhören. Bei vorzeitiger Abberufung oder vorzeitigem Aus-
scheiden eines Mitgliedes wird ein neues Mitglied nur für den Rest 
der Amtszeit des abberufenen oder ausscheidenden Mitglieds bestellt. 
Wiederbestellung ist zulässig. Ein abberufenes oder ausscheidendes 
Mitglied bleibt auf Ersuchen des Stiftungsrates bis zur Bestellung des 
jeweiligen nachfolgenden Mitgliedes im Amt. 

(4) 	�Mitglieder des Stiftungsrates dürfen nicht zugleich dem Stiftungsvor-
stand angehören.

(5) 	Der Oberbürgermeister der Stadt Ingolstadt ist der Vorsitzende des 
Stiftungsrates, der Kulturreferent der Stadt Ingolstadt ist der stellver-
tretende Vorsitzende des Stiftungsrates.

§ 11  
Aufgaben des Stiftungsrats

(1) 	Der Stiftungsrat entscheidet in allen grundsätzlichen Angelegenheiten 
und berät, unterstützt und überwacht den Stiftungsvorstand bei seiner 
Tätigkeit. Er beschließt insbesondere über

	 1. den Haushaltsvoranschlag (§ 8 Abs. 3 Nr. 1),
	 2. �die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und etwaiger 

zum Verbrauch bestimmter  Zuwendungen (§ 8 Abs. 3 Nr. 2), 
	 3. die Jahres- und Vermögensrechnung (§ 8 Abs. 3 Nr. 3),
	 4. �die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft (§ 9 Abs. 2), 
	 5. die Bestellung der Mitglieder des Stiftungsvorstandes (§ 7 Abs. 1),
	 6. die Entlastung des Stiftungsvorstandes,
	 7. �die Zuordnung von Zuwendungen ganz oder teilweise zum sonsti-

gen und/oder ganz oder teilweise zum Grundstockvermögen (§ 4 
Abs. 3 bis 6),

	 8. �Änderungen der Stiftungssatzung und Anträge auf Umwandlung 
oder Aufhebung der Stiftung.
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(2) Der Vorsitzende des Stiftungsrates vertritt die Stiftung bei Rechtsge-
schäften mit dem Stiftungsvorstand oder einzelnen Mitgliedern des 
Stiftungsvorstandes.

§ 12  
Geschäftsgang des Stiftungsrates

(1) 	Der Stiftungsrat wird von dem Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens 
jedoch einmal jährlich unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung 
einer Frist von einer Woche zu einer Sitzung schriftlich einberufen. Die 
Schriftform gilt durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumen-
tierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Sitzungen 
sind ferner einzuberufen, wenn drei Mitglieder oder der Stiftungsvor-
stand dies verlangen. Der Stiftungsvorstand kann an der Sitzung des 
Stiftungsrates teilnehmen, auf Verlangen des Stiftungsrates ist er dazu 
verpflichtet.

(2) 	Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen 
wurde und mindestens die Mehrheit der Mitglieder, unter ihnen der 
Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende anwesend sind. Im 
Falle einer Verhinderung kann sich jedes Mitglied durch ein anderes 
Mitglied im Einzelfall mit schriftlicher Vollmacht vertreten lassen; ein 
Vertreter kann nicht mehr als jeweils ein anderes Mitglied vertreten. 
Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle betroffenen Mitglieder an-
wesend sind und keines dieser Mitglieder Widerspruch erhebt.

(3) 	Der Stiftungsrat trifft seine Entscheidungen, soweit kein Fall des § 13 
vorliegt, mit  einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder des stellvertre-
tenden Vorsitzenden den Ausschlag. Die Vertreter der Stadt Ingolstadt 
können nicht überstimmt werden.

(4) 	Wenn kein Mitglied widerspricht, können Beschlüsse im schriftlichen 
Umlaufverfahren gefasst werden. Die Schriftform gilt durch Fernschrei-
ben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermitt-
lung der Stimmabgabe in elektronischer Form als gewahrt. Sätze 1 und 
2 gelten nicht für Entscheidungen nach § 13 dieser Satzung.

(5) 	Über die Ergebnisse der Sitzungen und der Beschlussfassungen im 
schriftlichen Verfahren sind Niederschriften zu fertigen und von dem 
Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Sie sind allen 
Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen.

§ 13 
Satzungsänderungen, Umwandlung und Aufhebung der Stiftung

(1) 	Satzungsänderungen sind unbeschadet des Abs. 2 zulässig, soweit 
sie zur Anpassung an veränderte Verhältnisse geboten erscheinen. 
Sie dürfen die Steuerbegünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen 
oder aufheben. Soweit sie sich auf die Steuerbegünstigung der Stif-
tung auswirken können, sind sie vorab der zuständigen Finanzbehörde 
zur Stellungnahme vorzulegen.

(2) 	Ergänzungen des Stiftungszwecks sind zulässig, soweit die Erfüllung 
des ursprünglichen Zwecks gewährleistet bleibt. Änderungen des Stif-
tungszwecks sind nur zulässig, wenn seine Erfüllung unmöglich wird 
oder sich die Verhältnisse derart ändern, dass die Erfüllung des Stif-
tungszwecks nicht mehr sinnvoll erscheint. Umwandlung und Aufhe-
bung der Stiftung richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

(3) 	Beschlüsse nach Absatz 1 bedürfen der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Stiftungsrates, Beschlüsse nach Absatz 2 bedürfen 
der Zustimmung von drei Vierteln der Mitglieder des Stiftungsrates. 
Die Beschlüsse werden erst nach Genehmigung durch die Regierung 
von Oberbayern (§15) wirksam.

§ 14 
Vermögensanfall

Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall ihrer steu-
erbegünstigten Zwecke fällt das Restvermögen an die Stadt Ingolstadt. 
Diese hat es unter Beachtung des Stiftungszwecks unmittelbar und aus-
schließlich für gemeinnützige und kulturelle Zwecke zu verwenden, vor-
rangig durch eine Integration des Restvermögens in das Museum für Kon-
krete Kunst.

§ 15 
Stiftungsaufsicht

(1) 	Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Oberbayern.

(2) 	Der Stiftungsaufsichtsbehörde sind Änderungen der Anschrift, der Ver-
tretungs-berechtigung und der Zusammensetzung der Organe unver-
züglich mitzuteilen.

§ 16 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung durch die Regierung von 
Oberbayern in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 03.04.2007, geneh-
migt mit Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 20.04.2007, au-
ßer Kraft.

Diese Satzung wurde mit Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 
02.12.2014 gemäß Art. 5 Abs. 4 Satz 1 Bayerisches Stiftungsgesetz geneh-
migt.

Bekanntmachung der Einleitung von 
Vorbereitenden Untersuchungen nach 

§ 141 Abs. 1 BauGB in der Altstadt

Am 03.12.2014 hat der Stadtrat beschlossen, die Vorbereitenden Untersu-
chungen i. S. der Städtebauförderung gemäß § 141 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Bereich beiderseits der Ludwigstraße einzuleiten.

Das Untersuchungsgebiet umfasst den im beiliegenden Lageplan darge-
stellten Bereich.

Durch diese Vorbereitenden Untersuchungen sollen Beurteilungsunterla-
gen gewonnen werden über die Notwendigkeit der Sanierung, die struk-
turellen und städtebaulichen Verhältnisse und Zusammenhänge, sowie die 
anzustrebenden allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung 
im Allgemeinen.

Diese Untersuchungen sollen sich auch auf nachteilige Auswirkungen er-
strecken, die sich für die von der beabsichtigten Sanierung unmittelbar 
Betroffenen in ihren persönlichen Lebensumständen im wirtschaftlichen 
oder sozialen Bereich voraussichtlich ergeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 138 BauGB die Eigentümer, 
Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstü-
ckes, Gebäudes oder Gebäudeteiles Berechtigte, sowie ihre Beauftragten 
verpflichtet sind, der Stadt oder ihren Beauftragten Auskunft über die Tat-
sachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürf-
tigkeit eines Gebietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanie-
rung erforderlich ist.

Umlegungsverfahren  „Pettenhofen - Erweiterung 
Ost“, Bebauungsplan Nr. 306, Gemarkung Petten-

hofen, „Mailing - Georg-Heim-Straße“,  
Bebauungsplan Nr. 707 B, Gemarkung Mailing, und 

„Hagau - Am Kirchsteig“,  
Bebauungsplan Nr. 904, Gemarkung Hagau

BEKANNTMACHUNG
nach § 50 und § 53 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBI. I S. 1748) 

über die Umlegungsbeschlüsse und die Auslegung der 
Bestandskarten und der Bestandsverzeichnisse

I. Umlegungsbeschluss
Durch die Umlegung sollen die im Umlegungsgebiet liegenden Grundstü-
cke in der Weise neu geordnet werden, dass nach Lage, Form und Größe 
für die Bebauung und sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grund-
stücke entstehen. Der bisherige Grundstückszuschnitt und die mangelnde 
Erschließung der Einlagegrundstücke lassen eine derartige Nutzung nicht 
zu.
I.1 für das Gebiet „Pettenhofen - Erweiterung Ost“, Bebauungsplan Nr. 306
Der Umlegungsausschuss hat mit Beschluss vom 10.12.2014 die Durchfüh-
rung einer Umlegung beschlossen.
In das Verfahren sind ganz oder teilweise(*) die folgenden Flurstücke der 
Gemarkung Pettenhofen einbezogen: Flst.Nr. 131/2*,648*,649*,686 und 
686/1.
I.2 für das Gebiet „Mailing - Georg-Heim-Straße“, Bebauungsplan Nr. 707 B
Der Umlegungsausschuss hat mit dringlicher Anordnung vom 11.07.2014 
die Umlegung eingeleitet.
In das Verfahren sind ganz oder teilweise(*) die folgenden Flurstücke der 
Gemarkung Mailing einbezogen: FlstNr. 1066/1 *, 1068/1, 1068/2, 1068/4, 
1068/5*, 1068/6, 1069/2, 106913, 1070/8, 1070/11 *.
I.3 für das Gebiet „Hagau - Am Kirchsteig“, Bebauungsplan Nr. 904
Der Umlegungsausschuss hat mit Beschluss vom 10.12.2014 die Durchfüh-
rung einer Umlegung beschlossen.
In das Verfahren sind ganz oder teilweise(*) die folgenden Flurstücke der 
Gemarkung Hagau einbezogen: Flst.Nr. 143*, 158, 159/1‘, 160, 161, 162, 163, 
163/1, 163/2, 164, 165*, 168, 170, 171, 172, 173, 174, 175, 176, 177, 178, 179*.
II. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten
Die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem 
Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, eines An-
spruchs mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder ei-
nes persönlichen Rechts, das zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung 
des Grundstücks berechtigt oder den Verpflichteten in der Benutzung des 
Grundstücks beschränkt, werden aufgefordert, innerhalb eines Monats 
von dieser Bekanntmachung an, ihre Rechte bei der Umlegungsstelle der 
Stadt Ingolstadt im Technischen Rathaus, 1. Stock, Zi. 111, Spitalstr. 3, 85049 
Ingolstadt, anzumelden (§ 50 Abs. 2 BauGB). Werden Rechte erst nach Ab-
lauf dieser Frist angemeldet oder nach Ablauf einer vom Umlegungsaus-
schuss gesetzten Frist glaubhaft gemacht, so muss der Berechtigte die 
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen, 
wenn der Umlegungsausschuss dies bestimmt.
Der Inhaber eines in Absatz 1 bezeichneten Rechts muss die Wirkung eines 
vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntmachung 
des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist.
III. Beteiligte
Nach § 48 BauGB sind in dem Umlegungsverfahren Beteiligte
1. 	 die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke bzw. 

Flurstücke,
2. 	 die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintra-

gung gesicherten Rechtes an einem im Umlegungsgebiet gelegenen 
Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht,

3. 	 die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an einem 
Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, eines 
Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder 
eines persönlichen Rechts, das zum Erwerb, Besitz oder zur Nutzung 
des Grundstücks berechtigt oder den Verpflichteten in der Benutzung 
des Grundstücks beschränkt,

4. 	 die Stadt Ingolstadt,
5. 	 unter den Voraussetzungen des § 55 Abs. 5 BauGB die Bedarfsträger 

und
6. 	 die Erschließungsträger.
Die unter Nr. 3 bezeichneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Betei-
ligte, an dem die Anmeldung ihres Rechts dem Umlegungsausschuss zu-
geht.
Wechselt die Person eines Beteiligten während des Umlegungsverfahrens, 
so tritt sein Rechtsnachfolger nach § 49 BauGB in dieses Verfahren in dem 
Zustand ein, in dem es sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechtes be-
findet.

IV. Verfügungs- und Veränderungssperre
Nach § 51 BauGB dürfen von dieser Bekanntmachung bis zur Bekanntma-
chung der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes nach § 71 BauGB im 
Umlegungsgebiet nur mit schriftlicher Genehmigung des Umlegungsaus-
schusses
1. 	 ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grundstück und 

über Rechte an einem Grundstück getroffen oder Vereinbarungen ab-
geschlossen werden, durch die einem anderen Recht zum Erwerb, zur 
Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks oder Grundstücksteiles 
eingeräumt wird, oder Baulasten neu begründet, geändert oder auf-
gehoben werden;

2. 	 erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentlich wert-
steigernde, sonstige Veränderungen der Grundstücke vorgenommen 
werden;

3. 	 nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige, aber 
wertsteigernde bauliche Anlagen errichtet oder wertsteigernde Än-
derungen solcher Anlagen vorgenommen werden;

4. 	 genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige bauliche Anla-
gen errichtet oder geändert werden.

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich 
genehmigt worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung ei-
ner bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht 
berührt.
Ein eingereichtes Baugesuch gilt gleichzeitig als Antrag auf Genehmigung 
durch den Umlegungsausschuss.
V. Vorkaufsrecht
Im Umlegungsgebiet steht der Gemeinde nach § 24 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
beim Kauf von Grundstücken von dieser Bekanntmachung bis zur Bekannt-
machung der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes nach § 71 BauGB ein 
gesetzliches Vorkaufsrecht zu.
VI. Vorarbeiten auf dem Grundstück
Eigentümer und Besitzer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstü-
cke haben nach § 209 Abs. 1 BauGB zu dulden, dass Beauftragte der zu-
ständigen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen zu treffenden Maß-
nahmen Grundstücke betreten und Vermessungen oder ähnliche Arbei-
ten ausführen.
VII. Bekanntgabe des Umlegungsbeschlusses
Der Umlegungsbeschluss gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden 
Tag als bekannt gegeben (§ 50 Abs. 1 BauGB).
VIII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Umlegungsbeschluss kann innerhalb von einem Monat nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei 
der Umlegungsstelle der Stadt Ingolstadt im Technischen Rathaus, 1. Stock, 
Zi. 111, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, schriftlich oder zur Niederschrift ein-
zulegen.
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gestellt werden. Der Antrag ist bei der Umlegungsstelle, Spi-
talstr., 3, 85049 Ingolstadt, schriftlich oder zur Niederschrift einzureichen. 
Über den Antrag entscheidet das Landgericht München I, Kammer für Bau-
landsachen, Lenbachplatz 7, 80333 München. Der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung 
des Widerspruchs gestellt werden, außer wenn wegen besonderer Um-
stände des Falles eine kürzere Frist geboten ist.
Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen den er sich rich-
tet. Er soll die Erklärung, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird, 
und einen bestimmten Antrag enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tat-
sachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrages 
dienen.
Es wird darauf hingewiesen, dass der Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung ohne Rechtsanwalt gestellt werden kann, dass aber für die weite-
ren prozessualen Erklärungen in der Hauptsache der Antragsteller sich ei-
nes vertretungsberechtigten Rechtsanwalts bedienen muss (§ 222 Abs. 3 
S. 2 BauGB).
Gemäß § 212 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bzw. § 224 Satz 1 Nr. 1 BauGB hat weder 
der Widerspruch noch der Antrag auf gerichtliche Entscheidung aufschie-
bende Wirkung.
IX. �Öffentliche Auslegung der Bestandskarte und des  

Bestandsverzeichnisses
Die Bestandskarten und die Bestandsverzeichnisse (ohne Belastungsnach-
weis nach Abteilung 11 des Grundbuchs), die die beteiligten Flurstücke 
und deren Eigentümer nachweisen, liegen in der Zeit vom 29.12.2014 bis 
30.01.2015 in der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses, Zi.Nr. 111, 
Spitalstr. 3, 1. Stock, 85049 Ingolstadt, während der Dienststunden öffent-
lich zur Einsichtnahme aus.
Die Einsichtnahme in den Belastungsnachweis nach Abteilung 11 des 
Grundbuchs ist nur dem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt.
Hinweis:
Die Beteiligten können die tatsächlichen Angaben in Bestandskarte und 
Bestandsverzeichnis während der Auslegung überprüfen und gegebenen-
falls bei der Umlegungsstelle Berichtigungen beantragen
Umlegungsgebiet „Pettenhofen – Erweiterung Ost“
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Umlegungsgebiet „Mailing – Georg-Heim-Straße“

Umlegungsgebiet „Hagau – Am Kirchsteig“

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt  
(Az.:02635‑14‑08)

Vorhaben/Betreff: Neubau Geschäftshaus, Wohnhaus und  
Studentenwohnanlage  

hier: 2. Tektur zur Baugenehmig. v. 13.11.2012, Az. 02110-12, 
Nutzungsänderung Studentenwohnanlage in Appartementhaus

Grundstück:	 Ingolstadt, Bei der Hollerstaude 2, Levelingstraße 1, 3, 3a
Gemarkung:	 Ingolstadt	 Ingolstadt	 Ingolstadt	
Flur-Nr.:	 2248/15	 2248/29	 2248/30	
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Be-
scheid vom 17.12.2014). Geplant ist eine 2. Tektur zur Baugenehmigung 
vom 13.11.2012, Az.: 2110-12.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt  
(Az.:02636‑14‑08)

Vorhaben/Betreff: Neubau Geschäftshaus, Wohnhaus und  
Studentenwohnanlage 

hier: 3. Tektur zur Baugenehmig. v. 13.11.2012, Az. 02110-12, 
Grundrissänderung der Gewerbeeinheit im EG

Grundstück:	 Ingolstadt, Bei der Hollerstaude 2, Levelingstraße 1, 3, 3a
Gemarkung:	 Ingolstadt	 Ingolstadt	 Ingolstadt	
Flur-Nr.:	 2248/15	 2248/29	 2248/30	
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Bescheid 
vom 12.12.2014). Geplant ist die 3. Tektur – Grundrissänderung der Gewer-
beeinheit im EG -  zur Baugenehmigung vom 13.11.2012.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbar-
ten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass 
die o.a. genehmigten Planunterlagen beim Bauordnungsamt der Stadt In-
golstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 103 (Tel.: 305-2222) zu den übli-
chen Geschäftsstunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für 
diese Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen 
Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei 
dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München,
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München,

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erheben. In der Klage müssen Sie den Kläger, 
die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen 
und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 
Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder Abschrift bei-
fügen. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beifügen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl. S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

– �Die Klageerhebung durch E-Mail ist unzulässig.
– �Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 

seit 01. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Änderung der Hausmüllabfuhr wegen der Feiertage 
Silvester 2014, Neujahr und Hl. Drei Könige 2015

Wegen Silvester, Neujahr und Heilige Drei Könige am
Mittwoch, 	 den 31.12.2014
Donnerstag, 	 den 01.01.2015
Dienstag, 	 den 06.01.2015
verschiebt sich die Hausmüllabfuhr ab der 53. KW. nach hinten, das heißt 
die Müllbehälter werden in der Regel später geleert als üblich!

Die Müllbehälter müssen am Entleerungstag ab 7.00 Uhr bereit ge-

stellt sein!

Die drei Leerungswochen für Müllbehälter ab Montag, den 29. 12.,  
bis Samstag, den 17. 01.
Im Stadtgebiet mit Bereitstellservice tatsächlicher  

Entleerungstag
Datum

die Behälterleerung (KW 1.) vom 29.12. bis 02.01. ist wie folgt:
reguläre  
Montagsleerung 

bleibt am Montag den 29.12.2014

reguläre  
Dienstagsleerung

bleibt am Dienstag den 30.12.2014

reguläre Mittwochs
leerung (31.12.)

ist nachher am Freitag den 02.01.2015

reguläre Donners-
tagsleerung (01.01.)

ist nachher am Samstag den 03.01.2015

reguläre Freitags-
leerung (02.01.)

ist nachher am Montag den 05.01.2015

die Behälterleerung (KW 2.) vom 05.01. bis 09.01. ist wie folgt: 	
reguläre Montags-
leerung (05.01.)

ist nachher am Mittwoch den 07.01.2015

reguläre Dienstags-
leerung (06.01.)

ist nachher am Donnerstag den 08.01.2015

reguläre Mittwochs-
leerung (07.01.)

ist nachher am Freitag den 09.01.2015

reguläre Donners-
tagsleerung (08.01.)

ist nachher am Samstag den 10.01.2015

reguläre Freitags-
leerung (09.01.)

ist nachher am Montag den 12.01.2015

die Behälterleerung (KW 3.) vom 12.01. bis 16.01. ist wie folgt: 
reguläre Montags-
leerung (12.01.)

ist nachher am Dienstag den 13.01.2015

reguläre Dienstags-
leerung (13.01.)

ist nachher am Mittwoch den 14.01.2015

reguläre Mittwochs-
leerung (14.01.)

ist nachher am Donnerstag den 15.01.2015

reguläre Donners-
tagsleerung (15.01.)

ist nachher am Freitag den 16.01.2015

reguläre Freitags-
leerung (16.01.)

ist nachher am Samstag den 17.01.2015

Die drei Leerungswochen für Müllbehälter ab Montag, den 29. 12., 
 bis Samstag, den 17. 01.
Ortsteile ohne Bereitstellservice tatsäch-

licher 
Entlee-
rungstag

Datum betroffene 
Behälter

Zuchering ist Leerung  
am

Montag den 
29.12.2014

Restmüll

statt  
Mo (05.01.)

ist Leerung  
am	

Mittwoch den 
07.01.2015

Biomüll 
und Papier

statt  
Mo (12.01.)

ist Leerung  
am	

Dienstag den 
13.01.2015

Restmüll

Mailing, 
Feldkirchen

ist Leerung  
am

Montag den 
29.12.2014

Biomüll

statt  
Mo (05.01.)

ist Leerung  
am

Mittwoch den 
07.01.2015

Restmüll

statt  
Mo (12.01.)

ist Leerung  
am

Dienstag den 
13.01.2015

Biomüll

Winden, 
Ober- und  
Unterbrun-
nenreuth, 
Spitalhof

ist Leerung  
am

Dienstag den 
30.12.2014

Restmüll

statt  
Di (06.01.)

ist Leerung  
am	

Donners-
tag

den 
08.01.2015

Biomüll 
und Papier

statt  
Di (13.01.)

ist Leerung  
am	

Mittwoch den 
14.01.2015

Restmüll

Irgerts-
heim, Pet-
tenhofen, 
Mühlhau-
sen, Dünz-
lau, Gerol-
fing (nördl. 
Wilhelm-
Busch-Str.)

ist Leerung  
am

Dienstag den 
30.12.2014

Biomüll 
und Papier

statt  
Di (06.01.)

ist Leerung  
am

Donners-
tag

den 
08.01.2015

Restmüll

statt  
Di (13.01.)

ist Leerung  
am

Mittwoch den 
14.01.2015

Biomüll

Gerolfing 
(südl. 
Wilhelm-
Busch-Str.)

statt  
Mi (31.12.)

ist Leerung  
am

Freitag den 
02.01.2015

Biomüll 
und Papier

statt  
Mi (07.01.)

ist Leerung  
am	

Freitag den 
09.01.2015

Restmüll

statt  
Mi (14.01.)

ist Leerung  
am	

Donners-
tag

den 
15.01.2015

Biomüll

Etting statt  
Mi (31.12.)

ist Leerung  
am

Freitag den 
02.01.2015

Restmüll

statt  
Mi (07.01.)

ist Leerung  
am

Freitag den 
09.01.2015

Biomüll

statt  
Mi (14.11.)

ist Leerung  
am

Donners-
tag

den 
15.01.2015

Restmüll 
und Papier

Hagau statt  
Do (01.01.)

ist Leerung  
am

Samstag den 
03.01.2015

Restmüll

statt  
Do (08.01.)

ist Leerung  
am	

Samstag den 
10.01.2015

Biomüll 
und Papier

statt  
Do (15.01.)

ist Leerung  
am	

Freitag den 
16.01.2015

Restmüll

Oberhaun-
stadt, 
Müllerbad-
siedlung

statt  
Do (01.01.)

ist Leerung  
am

Samstag den 
03.01.2015

Restmüll

statt  
Do (08.01.)

ist Leerung  
am

Samstag den 
10.01.2015

Biomüll

statt  
Do (15.01.)

ist Leerung  
am

Freitag den 
16.01.2015

Restmüll 
und Papier

Unter-
haunstadt

statt  
Fr (02.01.)

ist Leerung  
am

Montag den 
05.01.2015

Restmüll

statt  
Fr (09.01.)

ist Leerung  
am	

Montag den 
12.01.2015

Biomüll

statt  
Fr (16.01.)

ist Leerung  
am	

Samstag den 
17.01.2015

Restmüll 
und Papier

Seehof statt  
Fr (02.01.)

ist Leerung  
am

Montag den 
05.01.2015

Biomüll

statt  
Fr (09.01.)

ist Leerung  
am

Montag den 
12.01.2015

Restmüll

statt  
Fr (16.01.)

ist Leerung  
am

Samstag den 
17.01.2015

Biomüll 
und Papier

Öffentliche Ausschreibung
Die Stadt Ingolstadt, Hoch- und Tiefbaureferat, Spitalstr. 3, 85049 Ingol-
stadt, Tel. (0841) 305-2446, Fax (0841) 305-2447, E-Mail: vergabe@ingol-
stadt.de beabsichtigt folgende Leistung nach VOB/A zu vergeben:

Staatliche Berufsschule 1:
Elektroarbeiten – Ertüchtigung Brandmeldeanlage Nr. 65-228-2014

Einreichungstermin: 10.02.2015 um 11:00 Uhr,  
Ausführungsort: Ingolstadt
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.
bayern.de

Jahreshauptversammlung der  
Jagdgenossenschaft Irgertsheim

Am Freitag, 09.01.2015, findet um 20.00 Uhr in der Sportgaststätte in Ir-
gertsheim die Jahreshauptversammlung, mit Jagdessen, der Jagdgenos-
senschaft Irgertsheim statt.
Hierzu sind alle Eigentümer und Nutznießer von jagdbaren Grundstücken 
im Ortsteil Irgertsheim mit Ihren Ehefrauen bzw. Partnern herzlich einge-
laden.

Tagesordnung:

1. 	 Eröffnung, Verlesen der Niederschriften, Kassenbericht, Berichte der 
Kassenprüfer und des Jagdvorstehers

2. 	 Entlastung des Kassiers
3. 	 Bericht des Wegebaumeisters mit Verwendung des Jagdpachtschil-

lings
4. 	 Jagdessen
5. 	 Verschiedenes, Wünsche und Anträge

Jahreshauptversammlung der  
Jagdgenossenschaft Gerolfing

Am Samstag, 10.01.2015, findet um 19.30 Uhr im Gasthaus Meierbeck, Ei-
chenwaldstr. 48, 85049 Ingolstadt, die Jahreshauptversammlung der Jagd-
genossenschaft Gerolfing statt.
Hierzu sind alle Eigentümer und Nutznießer von jagdbaren Grundstücken 
im Gemeinschaftsjagdrevier Gerolfing eingeladen.

Tagesordnung:

1. 	 Eröffnung, Verlesen der Niederschriften, Kassenbericht, Berichte der 
Kassenprüfer und des Jagdvorstehers

2. 	 Bericht des Vorstandes
3. 	 Abstimmung über Art der Jagdverpachtung
4. 	 Weiterverpachtung Jagdbogen Gerolfing I
5. 	 Weiterverpachtung Jagdbogen Gerolfing II
6. 	 Verwendung des Jagdpachtschillings
7. 	 Verschiedenes, Wünsche und Anträge

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Gymnasium 

Gaimersheim für das Haushaltsjahr 2015
I.

Auf Grund des § 18 der Verbandssatzung und des Art. 26 Abs. 1 des Ge-
setzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern erlässt der Zweckverband 
Gymnasium Gaimersheim folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf je� 780.000 €
und
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf je�150.000 €
festgesetzt.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden 
nicht aufgenommen.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt
wird auf� 40.000 €
festgesetzt.

§ 4

(1) 	Die Höhe des durch sonstige Einnahmen im Verwaltungshaushalt 
nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen 
	 auf die Mitglieder des Zweckverbandes umgelegt werden soll 
(Betriebskostenumlage), wird auf  	�  723.600 € 
(Umlagesoll) festgesetzt.

(2) 	Die Höhe des durch sonstige Einnahmen im Vermögenshaushalt 
nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen 
auf die Mitglieder des Zweckverbandes umgelegt werden soll 
(Investitionsumlage), wird auf  	�  150.000 € 
(Umlagesoll) festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 	�  100.000 €
festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2015 in Kraft.

II.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen ab dem Tag der amt-
lichen Bekanntmachung eine Woche lang im Landratsamt Eichstätt, Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes Gymnasium Gaimersheim, Zimmer-Nr. 
108, Residenzplatz 1, 85072 Eichstätt, während der allgemeinen Geschäfts-
stunden zur Einsicht auf.
Eichstätt, den 02.12.2014
Zweckverband Gymnasium Gaimersheim
gez.
Anton Knapp
Verbandsvorsitzender

Aufgebot von Sparkassenbüchern 
und sonstigen Sparurkunden

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nachstehend 
aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen Sparkassen-
buches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter Vorlegung der Ur-
kunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse Ingolstadt anzumelden. 
Wird die Urkunde innerhalb dieser Frist nicht vorgelegt, so wird das jewei-
lige Sparkassenbuch/die jeweilige Sparurkunde durch Beschluss des Vor-
standes für kraftlos erklärt.
Antragsteller		  Urkundennummer
Iosif und Maria Daraj	 3120857739


